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VON KARIN LEITNER
UND DANIELA KITTNER

Zwischen den schwarzen
Bundesländern und Finanz-
minister Hans Jörg Schelling
hängt der Haussegen schief.
Die LänderwerfendemÖVP-
Minister vor, die Hypo-Insol-
venz „von langer Hand ge-
plant“ zu haben, und sie da-
mit überrumpelt zu haben.

Als Beleg führt Niederös-
terreichs Finanzlandesrat
Wolfgang Sobotka an, dass
der umfangreiche Bescheid
derFinanzmarktaufsicht,der
dieAbwicklungderHypo-Ab-
baugesellschaft Heta und ei-
nen Zahlungsstopp an die
Gläubiger verfügt, nicht so
schnell hätte erstellt werden
können, wie die Regierung
behauptet. „Das ist absoluter
Unsinn. Der Bescheid wurde
vorbereitet,underwarda,als
ich bekannt gegeben habe,
dass es kein weiteres Steuer-
geld für die Heta gibt“, sagt
Schelling zumKURIER.

Gläubigerbevorzugung
Im Übrigen verweist das Fi-
nanzministeriumaufdasBör-
segesetz. Die Länder hätten
gar nicht informiert werden
dürfen, weil dies eine verbo-
tene Gläubigerbevorzugung
gewesen wäre. Vizekanzler
Reinhold Mitterlehner stellt
sichimStreitmitdenLändern
hinter Schelling: Bei Vorin-
formationen an Beteiligte
hätte man sich „mit ziemli-
cher Sicherheit gesetzlichen
Verfehlungen ausgesetzt“.

„Das ist absoluter Unsinn“
Hypo.Schellingweist Länder-Vorwürfe zurück/ „Schulterschluss“ inKärnten
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Fahrplan. Letzter Stolperstein ist Ersatz für SPÖ-Millionärssteuer
Steuer-Poker geht in finale Runde
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Hintergrund des Zer-
würfnisses ist die Solidarhaf-
tung der Landes-Hypothe-
kenbanken.DerüberdieHeta
verfügte Zahlungsstopp be-
wirkt, dass die anderen
Landes-Hypos für die ge-
meinsame Pfandbriefstelle
800 Millionen aufbringen
müssen. Wenn die Hypos
das Geld nicht haben, müss-
ten die Länder einspringen.
Reihum beeilten sich aber
die Landes-Hypos gestern zu
versichern, dass sie den Be-
trag stemmen könnten. Für
KärntensolldieindischeAna-
di Bank die anteiligen 100
Millionenbezahlen.Wennsie
das Geld nicht aufbringt,
wirdKärnten einspringen.

In Kärnten gab es gestern
eine Sondersitzung der Lan-
desregierungmit den Sozial-

partnern. Mit dabei waren
auchdie LandesräteGerhard
Köfer vom Team Stronach
und Christian Ragger von der
FPÖ. Landeshauptmann Pe-
terKaiserinformiertealleüber
den Stand der Dinge, und
man spielte alle möglichen
Szenarien durch – eine Insol-
venz des Landes inklusive.

Gretchenfrage
In der Sitzung ist ein „Schul-
terschluss aller Parteien“ be-
schlossen worden, wie Kai-
ser später informierte. Auch
Köfer und Ragger bekannten
sich dazu.

Indessen ist noch unge-
klärt, wie das Problem mit
den Landeshaftungen gelöst
werden soll. Schelling sagt,
man werde versuchen, „da
herauszukommen“.DieGret-

chenfrage lautet: Wie? Mit
dem neuen Bankeninsol-
venzgesetz, das Schelling
auf die Heta anwendet, be-
tritt die Regierung juristi-
sches Neuland. Kärnten haf-
tet immernochfür10,5Milli-
arden Euro Anleihen der Hy-
po, die bis September 2017
zurückzuzahlensind.DieHe-
ta sitzt auf 18Milliarden aus-
haftenden Krediten und an-
deren Bankgeschäften, die
sie zuGeldmachenmuss. Al-
les, was die Heta unter 10,5
Milliarden verdient, muss
Kärnten bezahlen.

ImGespräch sind Varian-
ten wie Anleihen zum der-
zeit günstigen Marktpreis
selbst aufzukaufen. Offen
ist, wie man die Milliarden
aufbringen soll, ohne den
Stabilitätspakt zu sprengen.

VON HEINZ WAGNER

1978 wurden die grundle-
genden gesetzlichen Bestim-
mungen über die Pflichten
für Lehrberechtigte und
Lehrlinge beschlossen. Wer
nach dem damals neuen Be-
rufsausbildungsgesetz die
Lehre absolviert hat, ist mitt-
lerweile (fast) inPension.

Abgesehenvondeneinen
oder anderen kleinen Abän-
derungen standen am Don-
nerstag erstmals gröbere Än-
derungendiesesGesetzesauf
der Tagesordnung imPlenar-
saaldesNationalrates–sowie
im Ausschuss und in den
Klubsitzungen – allerdings
der Fraktionen Türkis, Vio-
lett,Gelb,WeißundGrau.

Erstes Lehrlingsparlament. Jugendliche schlüpften indieRolle vonAbgeordnetenundprobtendieÄnderungderVorschriften für ihreAusbildung

Die Abgeordneten waren
rund 100 Jugendliche des
erstenösterreichischenLehr-
lingsparlaments.

Lehrlinge der zehn größ-

tenheimischenAusbildungs-
betriebe (ÖBB, Voest Alpine,
Kapsch, Spar, Wiener Linien
...)wurdenvonNationalrats-
präsidentin Doris Bures ein-

geladen, um eineinhalb Tage
im Hohen Haus zu erleben
und mitzugestalten – nach
ähnlichem Muster wie die
„Jugendparlamente“ für
Schulklassen, die schon
14 Mal stattfanden.

BeimLehrlingsparlament
ging esdarum, einen fiktiven
Gesetzesvorschlag zu disku-
tieren, abzuändern, Koalitio-
nen mit anderen „Parteien“
zuschließen,umMehrheiten
zufinden.AmEndewurdeim
Plenum debattiert und meh-
rere Beschlüsse wurden ge-
fasst. Zentrale Anliegen der
Jugendlichen: Eine gesetzli-
che Verpflichtung, um die
Qualität der Lehre zu halten
bzw. zu verbessern undnicht
nur von einzelnen Betrieben

abhängigzumachen;dieVer-
pflichtung zur Fortbildung
nicht nur für Lehrlinge, son-
dern auch für jene, die sie in
denUnternehmenausbilden.

Wie zum Beispiel Sophie
Meisel, Informations- und
Elektrotechnik-Lehrling bei
A1, die dem KURIER erzähl-
te, dass sie gerade im ersten
Lehrjahr ihrer zweiten Aus-
bildung sei. Bei ihrer ersten
Lehrstelle – sie wurde Groß-
handelskauffrau – hätte sie
nurweniggelernt.

Fürs „echte Parlament“
DieLehrlingefordertenauch,
dass Menschen mit Beein-
trächtigungen in der Ausbil-
dung besser gefördert wer-
den. Denn selbst wenn Lehr-

lingemitBehinderungenein-
gestellt würden, fehle es oft
an der adäquaten Unterstüt-
zungbzw. angeeignetenMa-
terialien und auch an qualifi-
ziertenLehrpersonen.

Von den Erfahrungen im
Parlament zeigten sich prak-
tisch alle Lehrlinge angetan.
Viele, wie etwa Miloš Aničić,
hoffen allerdings darauf,
„dassdasechteParlament ih-
reForderungenaufgreife“.

Vom KURIER darauf an-
gesprochen, meinte Doris
Bures, die weitere jährliche
Lehrlingsparlamente zusi-
cherte, dass sie die Ergebnis-
se der Beratungen der Ju-
gendlichendenechtenAbge-
ordneten noch einmal ans
Herz legenwolle.
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GroßesFinalebeidenSteuer-
reformverhandlungen: Am
kommendenSonntagwollen
Kanzler Werner Faymann
und Vizekanzler Reinhold
Mitterlehner dem Verneh-
mennachabschließen.

Mit derMaterie vertraute
Experten berichteten von ei-
nerweiterenAnnäherungbei
der Gegenfinanzierung der
Steuerentlastung. So dürfte
der Kreis der Betroffenen
beim Solidarbeitrag für Spit-
zenverdiener ausgeweitet

werden. Insgesamt soll die
Entlastung fünf Milliarden
Euroausmachenunddürfte–
wievonFinanzministerHans
JörgSchellingangekündigt –
inEtappen inKraft treten.

Sollten sich die Verhand-
ler nicht einig werden, ist bis
zum 17. März – der selbst ge-
setzten Deadline – Zeit, wei-
terzuverhandeln. Das Wo-
chenende davor (14./15.)
wurde sicherheitshalber als
Ersatzverhandlungstermin
reserviert.DerSPÖ-Parteivor-

stand tritt ebenfalls am 17.
Märzzusammen.VonderÖVP
gibt es keinen offiziellen Ter-
min fürdenParteivorstand.

Der letzte Stolperstein für
eine Einigung ist die Frage,
was die SPÖ als Ersatz für die
abgesagte Millionärsabgabe
bekommt. Während manche
Funktionäre die Erbschafts-
steuer schon abgeschrieben
haben, wollen andere die For-
derung nicht aufgeben. Die
ÖVP istweiter striktdagegen.

– MICHAEL BACHNER

Premiere im Hohen Haus: Wenn Lehrlinge Gesetze initiieren
DEMOKRATIE-BILDUNG

Schelling
verweist auf
die Geheim-

haltungs-
pflicht vor

dem
Zahlungs-

stopp für die
Hypo/Heta.

Dieser sei
nicht von

langer Hand
vorbereitet

gewesen

Länderchefs sind auf
Konfrontationskurs

mit Finanzminister
Hans Jörg Schelling

gegangen

Das Hohe Haus gehört der Jugend: Erstes Lehrlingsparlament


